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Amtlicher Theil. 


J. Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


1. Der Herr Miniſter des Innern hat durch Reſkript vom 5. September 1898 angeordnet, 
daß mit den Vorbereitungen zu den im laufenden Jahre vorzunehmenden Neuwahlen für das 
Laus der Abgeordneten unverzüglich vorgegangen werden ſoll. 

3 Die Wahlen erfolgen auf Grund der Verordnung vom 30. Mai 1849 und des Geſetzes 
vom 29. Juni 1893, betreffend die Abänderung des Wahlverfahrens, ſowie des vom Königlichen 
Staatsminiſterium unterm 18. September 1893 erlaſſenen neuen Wahlreglements, welches 
nochmals in dieſer Nummer des Kreisblatts abgedruckt iſt. 

. Die ſämmtlichen Guts⸗ und Gemeindevorſtände des Kreiſes beauftrage ich, ſchleunigſt 
die Urwählerliſte für den dortigen Guts⸗ und Gemeindebezirk nach dem hierunter abgedruckten 
Normular aufzuſtellen und in dieſe Lifte alle am Orte gegenwärtig vorhandenen wahlberechtigten 
Perſonen einzutragen. 

Jeder ſelbſtſtändige Preuße, welcher das 24. Lebensjahr vollendet und nicht den Voll⸗ 
beſitz der bürgerlichen Rechte durch rechtskräftiges richterliches Erkenntniß verloren hat, iſt in 
der Ortſchaft, in der er ſeit 6 Monaten ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſofern er nicht 
aus öffentlichen Mitteln Armenunterſtützung erhält, ſtimmberechtigter Urwähler. Militairbeamte 
and gleichfalls in die Urwählerliſte aufzunehmen, die übrigen zum aktiven Heere gehörenden 
Militairperſonen dagegen nicht. 

Da: Bei jedem einzelnen Namen iſt in der Lifte der Betrag der von dem Urwähler in der 
Auſchaft zu entrichtenden direkten Staatsſteuern, d. h. der Einkommen⸗ nebft Ergänzungsſteuer 
m Gewerbeſteuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen, ſowie der von ihm zu entrichtende 

etrag an direkten Gemeinde-, Kreis⸗ und Provinzialſteuern (Letztere hier im Kreiſe in den 
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Kreisſteuern enthalten) anzugeben. Dabei treten an Orten, wo direkte Gemeindeſteuern ni 
erhoben werden, wie z. B. in Gutsbezirken, an deren Stelle die vom Staat veranlagte Grund 
Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer. Für jede nicht zur Staats⸗Einkommenſteuer veranlagte Bell; 
it an Stelle dieſer Steuer ein Betrag von 3 A zum Anſatz zu bringen. Dies hat auch N 
dem Falle zu geſchehen, daß für einen ſolchen Urwähler eine andere von ihm zu entrichten 
direkte Staats⸗ oder Gemeindeſteuer anzurechnen iſt. 

Die Eintragung der Urwähler in die Liſte erfolgt nach Maßgabe ihrer Steuern in d 
Weiſe, daß mit demjenigen Urwähler angefangen wird, für welchen der höchſte Betrag 10 
Steuern und Abgaben in Anſatz gebracht iſt, dann derjenige folgt, für welchen nächſtdem | 
höchſte Steuerſumme in Anſatz gebracht iſt und ſo weiter bis herab zu demjenigen, welcher be | 
geringſten Steuerbetrag entrichtet, oder ganz ſteuerfrei ift, für den alſo nur der Steuerſch 
von 3. in Anſatz gebracht wird. Bei gleich hoch befteuerten Perſonen erfolgt die Sr 
nach der alphabetiſchen Reihenfolge der Familiennamen. 

Die gefertigte Urwählerliſte iſt von dem Ortsvorſteher 3 Tage lang zu Jedermani 
Einſicht öffentlich auszulegen. 

Vorher iſt in der Ortſchaft in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen, daß dieſe Au 
legung ſtattfindet, und zwar in welchem Lokal und an welchen Tagen, dabei auch zugleich bi 
Eröffnung zu machen, daß innerhalb dieſer 3 Tage es Jedem freifteht, Einwendungen geg 
die Richtigkeit oder die Vollſtändigkeit der Urwählerliſte bei dem Ortsvorſteher entweder ſchriftli 
anzubringen oder zu Protokoll zu geben, und daß auf ſpätere Einwendungen keine Rückſi 
genommen werden kann. 

Direkte Staatsſteuern, welche außerhalb der Ortſchaft in Preußen zu entrichten fit 
kommen auf Antrag des betreffenden Urwählers mit zur Anrechnung, wenn ihr Betrag A 
Ortsbehörde ſpäteſtens innerhalb der dreitägigen Einwandsfriſt glaubwürdig nachgewieſen wi 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt hat der Ortsvorſteher die Urwählerliſte mit ein 
Beſcheinigung darüber zu verſehen, daß und an welchen Tagen die Liſte öffentlich ausgeleg! 
hat, und daß ſolches vorher ortsüblich bekannt gemacht ift, ſowie daß entweder keine ei 
wendungen erhoben worden, oder welche Einwendungen rechtzeitig angebracht find. | 

Die derart beſcheinigte Urliſte ift ſodann, unter Beifügung der etwa eingegangen! 
Einwendungen und mit einer Aeußerung über die letzteren, ſpäteſtens bis zum 1. Oktober d. 
bei Vermeidung koſtenpflichtiger Abholung mir einzureichen. 

Nicht vorſchriftsmäßig gefertigte Liſten werde ich auf Koſten des betreffenden Or 
vorſtehers hier umarbeiten laſſen, unvollſtändige Liſten aber koſtenpflichtig zurückſchicken. 

Nach 56 der Wahlverordnung ſollen Gemeinden von 1750 Seelen und darüber von 


Gemeindebehörde in mehrere Urwahlbezirke getheilt werden, von denen je 
mindeſtens 750 und höchſtens 1749 Seelen enthalten muß, und welche fo einzurichten ſind, bi 
höchſtens 6 Wahlmänner darin zu wählen find. Die Gemeinden Ohra, (nach der Volkszähl 
von 1895 — 6874 Einwohner), Oliva (4216 Einwohner), Prauſt (2442 Einwohner) u 
Zigankenberg (2076 Einwohner) find demgemäß von den dortigen Ortsvorſtehern in mehre 
Urwahlbezirke einzutheilen, und iſt dort für jeden dieſer Urwahlbezirke eine beſondere Urwähl 
liſte aufzuſtellen. i 
Die Gemeindevorſteher von Ohra, Oliva, Prauft und Zigankenberg haben mir bin 
3 Tagen anzuzeigen, in welcher Weiſe fie die Urwahlbezirke in ihrer Ortſchaft gebildet h 
welche Ortstheile jeder Bezirk umfaßt und wie viele Seelen auf jeden Bezirk entfallen. 


| 
| 
| 
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Falle Zweifel hinſichtlich der bei der Volkszählung von 1895 — welche maßgebend iſt — feſt⸗ 
eg Seelenzahl entſtehen ſollten, iſt das Königl. ſtatiſtiſche Bureau in Berlin um Auskunft 

erſuchen. 
5 Ich mache die Herren Gemeindevorſteher von Ohra, Oliva, Prauſt und Ziganlenberg 
für die ſpäter von ihnen vorzunehmende Bildung der Abtheilungen darauf beſonders aufmerkſam, 
aß zu den in 8 2 des Geſetzes, betreffend Aenderung des Wahlverfahrens vom 29. Juni 1893 
(8.8. S. 103), erwähnten Staatsſteuern auch die ſtaatlich veranlagten Grund⸗ Gebäude: und 
ewerbeſteuern zu rechnen ſind. Hiernach ſind alſo Perſonen, welche keine Einkommenſteuer 
zahlen, aber zur Grund⸗, Gebäude⸗ oder Gewerbeſteuer veranlagt ſind, nicht ohne Weiteres in 
die III. Abtheilung zu bringen, ſondern nach dem Betrage der auf ihre Grund-, Gebaude⸗ und 
Gewerbeſteuerbeträge entfallenden Gemeinde⸗ und Kreisabgaben, zuzüglich der für ſie an Stelle 
der fehlenden Einkommenſteuer in Anſatz zu bringenden 3 A unter die übrigen Urwähler 
einzurangiren. 

Danzig, den 14. September 1898. 


Der Landrath. 


Maurach. 

Schema. 
f urwählerliſte 

des Gemeindebezirks (Gutsbezirks) 3 7. 

Kreiſes Danziger Höhe, 
8 gehört zum Urwahlbezirk Bo. 
eher umfaßt die Ortſchaften TEE TR ee. pe. 
f und.. . Wahlmänner zu wählen hat. 


| Stand 
| 


Lebens⸗ 
Zuname Vorname oder Wohnort 
alter 
Gewerbe 


Laufende Nummer. 


ehe 
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Jahresbetrag der Be⸗ 
Kommunalſteuer, merkungen. 
Staa 10 ſteuern, Gemeinde-, Kreis-, Bezirks-, \ 5 

4 r Provinzialſteuern. B Dabei treten an 
Einkom⸗ N 0 Summe Orten, wo direkte 

5 | le Gemeindefteuern 
menſteuer Ge⸗ Realſteuern, Miele der nicht erhoben 
(Für jede werbe⸗ (Betriebs ſteuern, A f werden (z. B. in 
richt ur Er. ſteuer Zuſchläge zu den „(Zuſchlage zur | von jedem Gutsbezirken) an 
Staats⸗ 85 Staatseinkommen⸗ deren Stelle die 
einkom⸗ an⸗ vom vom Staate ſteuer Urwähler vom Staate ver⸗ 
menſteuer 8 Ge veranlagten Real- und beſonderen anlagte Grund⸗ 
veranlag⸗ 9 werbe⸗ ſteuern und Gemeinde- zzu zahlenden Gebäude⸗ und 
te Perſon 5 betriebe beſondere Kom- einkommenſteuern, 
te f . Gewerbeſteuer, 
9 5 ſteuer. im munalſteuern vom Fe Woh] Steuern. | welche in die 

9 | nungsſteuern ii 2 
v. 5.4 in neter | Grumbbefige und“ ſewie ſonſtiger dener eing. 
Anſatz zu ziehen. Gewerbetriebe.) Aufwandſteuern.) tragen find 
bringen.) i 
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Beſcheinigung. 

Daß dieſe Urwählerliſte nach vorhergegangener ortsüblicher Bekanntmachung 3 Tage 
lang und zwar am ten ten ai SE 
zu Jedermanns Einſicht öffentlich ausgelegen hat, und daß keine (nur folgende) Einwendungen 
dagegen angebracht ſind ei 


DOSE 
wird hierdurch beſcheinigt. 


e e e VE De Le Er 1 BUEr 
Der Gemeindevorſteher (Guts vorſteher). 
Siegel. Unterſchrift. 


2. Das Reglement über die Ausführung der Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten vom 
18. September 1893 bringe ich nachſtehend zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 14. September 1898. 
DEZ TEEN 


Reglement 
über die 
Ausführung der Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten für den 
Umfang der Monarchie mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande. 


Unter Aufhebung des Reglements vom 4. September 1882 werden zur Aus⸗ 
führung der Verordnung vom 30. Mai 1849, des Geſetzes vom 11. März 1869, des 
§ 2 des Geſetzes vom 23. Juni 1876, des 5 10 des Geſetzes vom 18. Februar 1891 


1 


„ 
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und des Geſetzes, betreffend Aenderung des Wahlverfahrens, vom 29. Juni 1893 für den 
umfang der Monarchie mit Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande die folgenden näheren 
Jeſtimmungen getroffen. 
I. Wahl der Wahlmänner. 
sh 

1 Die Landräthe oder, im Falle des 8 6 der Verordnung vom 30. Mai 1849, die 
Gemeinde⸗Verwaltungsbehörden, haben die Aufſtellung der Urwählerliſten zu veranlaſſen (8 15 
der Verordnung). 

Dieſelben Behörden haben gleichzeitig die Urwahl⸗Bezirke (88 5, 6, 7 der Verordnung) 
abzugrenzen und die Zahl der auf jeden derſelben fallenden Wahlmänner (§8 4, 6, 7 der Ver⸗ 
ordnung) feſtzuſetzen. 

ä Die Zahl der Wahlmänner des Urwahl-⸗Bezirkes und deſſen allgemeine Abgrenzung ift 
auf der Urwählerliſte ($ 3 des Reglements) anzugeben. 


82. 

Kein Urwahl⸗Bezirk darf weniger als 750 und mehr als 1749 Seelen umfaſſen. 

N Bei Berechnung der Seelenzahl find die zum aktiven Heere gehörigen Militairperſonen 
der Civilbevölkerung hinzuzuzählen. 

Maßgebend iſt die bei der letzten allgemeinen Volkszählung ermittelte ortsanweſende 
Bevölkerung. 
15 Wird danach bei der Bildung der Urwahl⸗Bezirke die Zuſammenlegung von Gemeinden 
Orts⸗Kommunen, ſelbſtſtändigen Gutsbezirken u. ſ. w.) aus verſchiedenen Amtsbezirken der im 

1 des Reglements bezeichneten Behörden erforderlich, ſo ſind hierüber die näheren Anord⸗ 
nungen durch die nächſt höhere Verwaltungsbehörde zu treffen. 
' Die Bewohner der von ihrem Hauptlande getrennt liegenden Gebietstheile müſſen, 
weit fie in ſich keinen Urwahl⸗Bezirk bilden können, mit nächſtgelegenen Gemeinden ihres 
Hauptlandes zuſammengelegt werden. 

Sonſt muß jeder Urwahl⸗Bezirk ein möglichſt zuſammenhängendes und abgerundetes 
Ganzes bilden. 

8 3. 


5 Die Aufſtellung der Urwählerliſte liegt der Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde lin ſelbſt⸗ 
ländigen Gutsbezirken dem Gutsvorſteher) ob. In Gemeinden, die in mehrere Urwahl-Bezirke 
etheilt ſind, erfolgt die Aufſtellung der Urwählerliſten nach den einzelnen Bezirken. 
ſt Bei jedem einzelnen Namen iſt der Betrag der direkten Staatsſteuern (Einkommen⸗ 
deuer, Gewerbeſteuer einſchließlich der Betriebsſteuet, Grund⸗ und Gebäudeſteuer) anzugeben, 
Ur, der Urwähler in der Gemeinde oder in dem aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten 
rwahl⸗Bezirke zu entrichten hat. 
dan Vom 1. April 1895 ab erſtreckt ſich der anzuſetzende Steuerbetrag nicht nur auf die 
un noch zur Hebung gelangenden direkten Staatsſteuern (Einkommen⸗ nebſt Ergänzungsſteuer 
Gewerbeſteuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen), ſondern auch auf die direkten 
einde⸗, Kreis⸗ und Provinzialſteuern — in der Provinz Heſſen⸗Naſſau auch Bezirksſteuern —, 
A e der Urwähler zu entrichten hat. Dabei treten an Orten, wo direkte Gemeindeſteuern 
cht erhoben werden, an deren Stelle die vom Staate veranlagte Grund-, Gebäude: und 
ewerbeſteuer. 
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Direkte Steuern, welche außerhalb der Gemeinde oder des aus mehreren Gemeinden 
zuſammengeſetzten Urwahl⸗Bezirkes in Preußen zu entrichten ſind, kommen auf Antrag des 
betreffenden Urwählers mit zur Anrechnung, wenn ihr Betrag der mit Aufſtellung der Urwähler⸗ 
liſte betrauten Behörde ſpäteſtens innerhalb der in § 4 des Reglements vorgeſchriebenen Ein⸗ 
ſpruchsfriſt glaubwürdig nachgewieſen wird. 

Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagte Perſon iſt an Stelle dieſer 
Steuer ein Betrag von drei Mark zum Anſatz zu bringen. Dies hat auch in dem Falle zu 
geſchehen, daß für einen ſolchen Urwähler eine andere, von ihm zu entrichtende direkte Staats⸗ 
oder Gemeindeſteuer anzurechnen iſt. 

In Helgoland iſt nur die dort zur Hebung kommende Einkommenſteuer in Anrechnung 
zu bringen. 

8 4. 


Die Urwählerliſte iſt von der Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde in jeder Gemeinde (Ort 
Kommune, ſelbſtſtändigen Gutsbezirke u. ſ. w.) drei Tage lang öffentlich auszulegen. Daß 
und in welchem Lokale dies geſchieht, iſt beim Beginne der Auslegung in ortsüblicher Weiſe 
bekannt zu machen. 

Innerhalb drei Tagen nach dieſer Bekanntmachung ſteht es Jedem frei, gegen die 
Richtigkeit oder Vollſtändigkeit der Liſte bei der Behörde, welche die Auslegung bewirkt hat, 
oder dem von dieſer zu bezeichnenden Kommiſſar oder der dazu niedergeſetzten Kommiſſion ſeine 
Einwendungen ſchriftlich anzubringen oder zu Protokoll zu geben. 

Die Entſcheidung darüber erfolgt in den Städten durch die Gemeinde⸗Verwaltungs⸗ 
behörde, auf dem Lande durch den Landrath, mit der Maßgabe, daß dieſelbe 

im Regierungsbezirk Wiesbaden in den im § 22 der Kreisordnung für die Provinz 
Heſſen⸗Naſſau vom 7. Juni 1885 (Geſetz⸗Sammlung S. 193) aufgeführten 
Städten, 
in der Provinz Hannover in denjenigen Städten, auf welche die Hannoverſche 
revidirte Städte⸗Ordnung vom 24. Juni 1858 (Hannoverſche Geſetz⸗Samml. 
S. 141) Anwendung findet, 
den Gemeinde⸗Verwaltungsbehörden zuſteht. 

Die Urwählerliſten ſind mit einer Beſcheinigung über die nach ortsüblicher Bekannt⸗ 
machung während drei Tagen erfolgte öffentliche Auslegung, ſowie darüber zu verſehen, daß 
innerhalb der Reklamationsfriſt keine Reklamationen erhoben oder die erhobenen erledigt ſind. 

Beide Beſcheinigungen liegen der Behörde ob, welche die Auslegung bewirkt hat. In 
dem Falle aber, daß dieſer Behörde nicht auch die Entſcheidung über die Reklamationen zuſteht, 
und ſolche erhoben werden, hat ſie die Urwählerliſten nur rückſichtlich der Auslegung zu 
beſcheinigen und ſofort nach Ablauf der Reklamationsfriſt nebſt den eingegangenen Reklamationen, 
ſowie dem Atteſte, daß keine weiteren, als die beigefügten Reklamationen angebracht ſind, der 
zur Entſcheidung über dieſelben berufenen Behörde einzureichen, welche nach Erledigung der 
Reklamationen die bezügliche Beſcheinigung auszuſtellen hat. 


| s5. 
Nach Auslegung der Urwählerliſten wird die Aufſtellung der Abtheilungsliſten in 
folgendem Verfahren bewirkt: 
Nach Anleitung des anliegenden Formulars werden die Urwähler in der Ordnung 
verzeichnet, daß mit dem Namen des Höchſtbeſteuerten angefangen wird, dann derjenige folgt, 


ud 


—— 
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welcher nächſt jenem die höchſten Steuern entrichtet, und ſo fort bis zu denjenigen, welche die 
geringſte Steuer zu zahlen haben. Zuletzt ſind diejenigen Urwähler einzutragen, für welche 
nur der Betrag von drei Mark an Stelle der Staatseinkommenſteuer gemäß § 3 des Regle⸗ 
ments in Anſatz zu bringen iſt. 


Alsdann wird die Geſammtſumme aller Steuern berechnet, und endlich die Grenze der 
Abtheilungen dadurch gefunden, daß man die Steuerſumme der einzelnen Urwähler ſo lange 
a bis das erſte und dann das zweite Drittel der Geſammtſumme aller Steuern 
erreicht iſt. 

Die Urwähler, auf welche das erſte Drittel fällt, bilden die erſte, diejenigen, auf welche 
das zweite Drittel fällt, die zweite, die übrigen die dritte Abtheilung. In die erſte, beziehungs⸗ 
weiſe zweite Abtheilung gehört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe in das erſte, 
beziehungsweiſe zweite Drittheil fällt. Wird bei Bildung der erſten Abtheilung das erſte Drittheil 
hierdurch überſchritten, ſo wird bei Bildung der beiden folgenden Abtheilungen nur derjenige 
Theil der Geſammtſteuer zu Grunde gelegt, welcher nicht von den Urwählern der erſten Ab⸗ 
theilung getragen wird, dergeſtalt, daß diejenigen, welche die Hälfte dieſes Reſtes der Geſammt⸗ 
ſteuer tragen, die zweite und die übrigen die dritte Abtheilung bilden. 


Ergiebt ſich nach Vorſtehendem, daß Urwähler, welche zu einer Staatsſteuer nicht 
veranlagt ſind, in die zweite oder erſte Abtheilung gelangen würden, ſo ſind dieſelben gleich⸗ 
wohl der dritten Abtheilung zuzutheilen und die für ſie in Anſatz gebrachten Steuerbeträge von 
der für die erſte und zweite Abtheilung berechneten Steuerſumme abzuziehen. Diejenigen 
Urwähler, auf welche die erſte Hälfte der übrig bleibenden Summe ganz oder theilweiſe 
entfällt, bilden dann die erſte, die übrigen, nicht zur dritten Abtheilung gehörigen Urwähler 
die zweite Abtheilung. 

Kein Wähler kann zwei Abtheilungen zugleich angehören. Läßt ſich bei gleichen 
Steuerbeträgen nicht entſcheiden, welcher unter mehreren Wählern zu einer beſtimmten Abtheilung 
zu rechnen iſt, ſo giebt die alphabetiſche Ordnung der Familiennamen, bei gleichen Namen das 
Loos, den Ausſchlag. 

8 6 


In Gemeinden, welche für ſich einen Urwahl-Bezirk bilden, und in Urwahl⸗Bezirken, 
welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, wird nur eine Abtheilungsliſte angefertigt. Im 
erſteren Falle ſtellt dieſelbe die Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde, im letzteren Falle der Landrath auf. 
In Gemeinden, welche in mehrere Urwahl⸗Bezirke getheilt find, wird für jeden Urwahl⸗Gezirk 
eine beſondere Abtheilungliſte von der Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde angefertigt. 


SE: 
Die Feſtſtellung der Abtheilungsliſten erfolgt durch die im § 1 des Reglements 
bezeichneten Behörden. 
Dieſelben Behörden haben auch die im 2. Abſatz des § 16 der Verordnung gedachten 
Funktionen wahrzunehmen. 


8 8. 
r Nach Feſtſtellung der Abtheilungsgrenzen bleibt für die Reihenfolge der Urwähler 
innerhalb der Abtheilungen dieſelbe Ordnung nach den Steuerſätzen maßgebend, in welcher die 
Urwähler bei Aufſtellung der Abtheilungsliſte verzeichnet worden find (8 5 des Reglements). 
ie gleich beſteuerten Urwähler derſelben Abtheilungen und die ſteuerfreien Urwähler werden 
alphabetiſch nach Familiennamen und bei gleichen Namen durch das Loos geordnet. 
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In Betreff des Reklamations verfahrens gegen die Abtheilungsliſte, insbeſondere auch 
in Betreff der Auslegung und der Beſcheinigung derſelben, kommen die Vorſchriften des 84 
des Reglements mit der Maßgabe zur Anwendung, daß die öffentliche Auslegung der Ab 
theilungsliſten in dem betreffenden Urwahl-Bezirke, oder doch in dem Gemeindebezirke, wenn 
ſolcher aus mehreren Urwahl⸗Bezirken beſteht, ſtattzufinden hat, ſowie daß die vorgeſchriebenen 
Beſcheinigungen der Abtheilungsliſte durch diejenige Behörde zu bewirken find, welche über dit 
Reklamationen zu entſcheiden hat. 

Nachdem die Abtheilungsliſte durch die Beſcheinigung, daß keine Reklamationen gegen 
dieſelbe erhoben oder die erhobenen erledigt ſind, abgeſchloſſen worden, iſt jede fpätere Aufnahme 


Die ſämmtlichen Urwähler des Urwahl⸗Bezirks werden zu einer, für die Wahlbetheiligung 


lokal und der Name des Wahlvorſtehers, ſowie ſeines Stellvertreters bekannt zu machen iſt. 

Darüber, daß dieſes geſchehen, haben die Behörden, welche die Auslegung der Ir 
wählerliſten bewirkt haben (§ 4 des Reglements), ſpateſtens im Wahltermine dem Wahlvorſteher 
eine Beſcheinigung einzureichen, welche dem Protokolle (§ 22 des Reglements) beizufügen iſt. 

5 § 11. 

In den Provinzen Schleswig Holſtein und Hannover kann für ſolche Wahlbezirke, 
welche ganz oder theilweife aus Inſeln beſtehen, je nach der Oertlichkeit und dem Bedürfniſſe 
von einer Wahlverſammlung für den ganzen Bezirk abgeſehen und von dem Regierungs⸗Praͤſt 
denten die Abhaltung von Wahlverſammlungen für einen Theil des Bezirks oder für jede 
einzelne Inſel angeordnet werden ($ 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 11. März 1869). 

Der Wahlvorſteher iſt dann verpflichtet, die Wahlen an den verſchiedenen Orten in 
einem Zeitraume von höchſtens drei Tagen, mit Einſchluß des von dem Miniſter des Innern 
beſtimmten Tages der Wahl, in Ausführung zu bringen. In einer gleich langen Friſt iſt die 
etwa erſorderliche engere Wahl zu bewirken. A 

Der Wahlvorſteher ernennt an jedem Orte, wo er eine Wahlverſammlung abhält, neue 
Beiſitzer, erforderlichen Falls auch einen neuen Protokollführer. 

Von dem Wahlvorſtande desjenigen Ortes, wo bie letzte Wahlverſammlung ſtattfindet, 
wird die Wahlverhandlung abgeſchloſſen und das Ergebniß verkündet. 

Wird eine engere Wahl nöthig, ſo ſtellt der Wahlvorſteher die Kandidatenliſte pr 
dieſelbe nach § 17 dieſes Reglements feſt. Er läßt alsdann ſogleich die Verſammlung in 
welcher die erſte Wahlhandlung geſchloſſen wurde, durch weiter Abſtimmung den neuen Wahlakt 
beginnen, und führt denſelben demnächſt in den anderen Orten, nach den oben gegebenen Be 
ſtimmungen, zum Schluß. 


12. J 
Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Urwähler des Wahlbezirkes den Protokoll 
führer und 3 bis 6 Beiſitzer ($ 20 der Verordnung). 
Bei einer von einer einzelnen Abtheilung vorzunehmenden Nachwahl können erfoörder? 
lichen Falles zu Beiſitzern oder zum Protokollführer Urwähler einer anderen Abtheilung deſſelben 
Urwahl-⸗Bezirkes ernannt werden. Beilage. 
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